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Abk rzungsverzeichnis

KVF-SR Kommission flr Verkehr und Fernmeldewesen des Standerates

ASTRA Bundesamt fur Strassen

RIPOL Automatisiertes Polizeifahndungssystem

CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des
Etats

OFROU Office fédéral des routes

RIPOL Recherches informatisées de police
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Die Polizei muss wissen, welchen Personen der F hrerausweis entzogen wurde,
befand Bernhard Guhl (bdp, AG). Er hatte 2017 eine Motion eingereicht, welche
sicherstellen sollte, dass die Polizei auch nach einer Inkraftsetzung von Artikel 8%g
Absatz 4 des Strassenverkehrsgesetzes (Anderung im Rahmen der Via sicura, noch nicht
in Kraft) informiert sei Uber die Entzlge von Fihrer- und Lernfahrausweisen. Im
revidierten Strassenverkehrsgesetz soll die Datenhoheit beim ASTRA liegen, gemass
dem genannten Artikel 89g sollen Polizeikorps nur noch Daten von Fahrzeughaltern mit
unbefristetem Entzug der Fahrerlaubnis zur Verfligung gestellt werden. Der Motionar
sah diese Regelung als unnoétige Einschrankung und Behinderung der Polizeiarbeit an.
Der Bundesrat hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Polizei bei der Kontrolle von
Fahrerinnen und Fahrern via Fahndungssystem Ripol weiterhin Uber die Information
verfugen wird, ob bei der kontrollierten Person ein Flihrerausweisentzug vorliegt. Die
Motion wolle die Daten von Ausweisentziigen auch bei unbemannten, automatisierten
Kontrollen verfligbar machen. Da dort die Kontrolle aber nicht Uber die fahrende
Person stattfindet, sondern Uber das Fahrzeug, kénnten jedoch auch Personen ins
Visier der Polizei geraten, die ganz regulér ein Fahrzeug lenkten: Drittpersonen, die ein
Fahrzeug lenken, dessen Halterin oder Halter der Ausweis entzogen worden war. Der
Bundesrat empfahl deswegen die Ablehnung der Motion.

Im September 2019 behandelte der Nationalrat die Motion und stimmte ihr trotz
mahnender Worte von Bundesratin Sommaruga mit 130 zu 52 Stimmen (1 Enthaltung)
zu.!

Nachdem der Nationalrat die Motion Guhl (bdp, AG) «Die Polizei muss wissen, welchen
Personen der F hrerausweis entzogen wurde» im September 2019 angenommen hatte,
beschéftigte sich die KVF-SR im Februar 2020 mit dem Anliegen. Die Kommission
befand, dass die Polizei bei Kontrollen von angehaltenen Fahrzeugen Uber das
Fahndungssystem RIPOL bereits ersehen koénne, ob ein Flhrerausweisentzug vorliege
oder nicht - damit sei eine Ausweitung auf automatisierte Kontrollen nicht angezeigt.
Einstimmig (mit einer Enthaltung) beantragte die Kommission ihrem Rat deshalb die
Ablehnung der Motion. ?

Der Standerat lehnte im Sommer 2020 die Motion «Die Polizei muss wissen, welchen
Personen der F hrerausweis entzogen wurde» von Nationalrat Guhl (bdp, AG)
stillschweigend ab. Sowohl Hansjorg Knecht (svp, AG) als auch Verkehrsministerin
Sommaruga wiesen darauf hin, dass es mit der Motion auch bei automatisierten
Kontrollen ohne direkten Einsatz der Polizei moglich wére, festzustellen, ob dem
Inhaber oder der Inhaberin dieses Autos der Fuhrerschein entzogen wurde. Da das
Fahrzeug allein aber keinen Rickschluss auf die Lenkerin oder den Lenker ermdgliche
(Stichwort Carsharing), kénnte dies zu vielen Fehlalarmen fihren. ®

1) AB NR, 2019, S. 1710 f.
2) Medienmitteilung der KVF-SR vom 11.2.20
3) AB SR, 2020, S. 319 f.
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